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GKV-BEITRAGSSATZSTABILISIERUNGSGESETZ

Viele Kliniken reagieren auf die veränderte Krankenhausfi nanzierung mit einer 
Neuaufstellung ihres Angebots und der Einbeziehung neuer Investoren. Das 
nun beschlossene GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz verändert jedoch 
die fi nanziellen und zeitlichen Prämissen dieser Prozesse – mit möglichen 
insolvenz- und haftungsrechtlichen Folgen für die Geschäftsführung.

Wenn die Fortbestehensprognose kippt: 
Verzögerte Neuaufstellung und die 
Haftung der Krankenhausführung

Am 10. Juli 2026 haben Bundes-
tag und Bundesrat das GKV-Bei-
t ra g s s at zs t a b i l i s i e r u n g s g e s e t z 
(GKV-BStabG) verabschiedet. Die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft 
beziffert den Mittelentzug allein 2027 
auf rund 4,6 Milliarden Euro, bis 2030 
auf rund 30 Milliarden Euro. Die per 
Protokollerklärung zugesagten Ab-
milderungen, 450 Millionen Euro 

mehr als ein wirtschaftliches Prob-
lem: Kippt die Fortbestehensprog-
nose, ist die Überschuldungsprüfung 
(§ 19 InsO) zu Liquidationswerten 
durchzuführen. In nahezu allen Fäl-
len führt dies zur Überschuldung und 
damit zur Insolvenzantragspfl icht, 
auch wenn die Handelsbilanz noch 
positives Eigenkapital zeigt. § 1 Sta-
RUG verpfl ichtet die Geschäftslei-

über Rechnungszuschläge, 100 Mil-
lionen Euro für Universitätskliniken 
und eine übergangsweise fortge-
führte, aber reduzierte Finanzierung 
pfl egeentlastender Maßnahmen, än-
dern daran wenig. Gedeckelte Ver-
gütungsanstiege und verminderte 
Pfl egerefi nanzierung verschlechtern 
die mittelfristige Ertragslage struktu-
rell. Für die Geschäftsführung ist das 

Vertiefend dazu unser Webinar „Neuaufstellung unter Zeitdruck – 
Fortbestehensprognose & Haftungsrisiken nach dem GKV-BStabG” am
23.09.2026 um 17 Uhr. Anmeldung über QR-Code (links) oder 
krp-consult.de/krankenhauser   Kontaktieren Sie uns für ein unverbindliches 
Erstgespräch: krp-consult.de/kontakt

tung, solche Entwicklungen frühzei-
tig zu erkennen und gegenzusteuern.

Wer früh handelt, hat mehr Optionen: 
von freien Sanierungsverhandlungen 
über das StaRUG-Verfahren bis zur Ei-
genverwaltung. KRP begleitet Kran-
kenhäuser als interdisziplinäres Team 
aus Rechtsanwälten und Kaufl euten 
durch Krise und Restrukturierung.

42 %
der Kliniken sehen bis 
Ende 2027 ein hohes 
oder sehr hohes Insol-
venzrisiko

53 %
sind es bis Ende 
2028 – mehr als jede 
zweite Klinik

94 %
erwarten drastische 
Sparmaßnahmen mit 
möglichen Folgen für die 
Patientenversorgung

Wir unterstützen Sie mit
unserem interdisziplinären 
Team

Prüfung der 
Insolvenzantragspfl ichten 
Rechtssichere Bewertung nach 
§§ 17–19 InsO: ob und wann eine 
Antragspfl icht besteht.

Laufende Liquiditätsplanung & 
Fortbestehensprognose 
Integrierte Planung über 
18–24 Monate, die Engpässe 
früh sichtbar macht und 
Handlungsspielraum sichert.

Kurzfristige Liquiditätsplanung 
auf Wochenebene
Wir machen den unmittelbaren 
Planungshorizont für Sie 
sichtbar.

Aufzeigen von 
Handlungsoptionen 
Auf Basis des festgestellten 
Krisenstadiums.

Haftungsprüfung für die 
Geschäftsführung 
Wir identifi zieren 
persönliche Haftungs- und 
Strafbarkeitsrisiken (§§ 15a, 15b 
InsO), bevor sie entstehen.
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Quelle: DKI-Blitzumfrage im Auftrag der DKG, Juli 2026 (520 Krankenhäuser, Allgemeinkrankenhäuser ab 100 Betten)


